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An die Redaktion Medizin und Gesundheit

Giessen, den 1. März 2007

Presseerklärung zum Urteil des Bundesverfassungsgerichts

Am 28. Februar 2007 hatte das Bundesverfasungsgericht darüber zu
entscheiden, ob § 27 a Absatz 1 Nummer 3 des Fünften
Sozialgesetzbuches mit dem Grundgesetz vereinbar ist. Der besagte
Paragraf gestattet es der gesetzlichen Krankenversicherung, die
Leistung medizinischer Maßnahmen zur Herbeiführung einer
Schw angerschaft auf Paare zu beschränken, die miteinander verheiratet
sind. Die Karlsruher Richter räumten ein, dass das Sozialgesetzbuch in
seiner bestehenden Form verheiratete Kinderw unschpaare gegenüber
unverheirateten bevorzuge. Sie fügten jedoch hinzu, dass die
Privilegierung verheirateter Paare, w ie sie das Sozialgesetzbuch
vorsehe, sachlich begründet sei und nicht gegen die Verfassung
verstoße.

Die Deutsche Gesellschaft für Reproduktionsmedizin bedauert das
Urteil des Bundesverfassungsgerichts. Wir hätten es begrüßt, w enn die
Karlsruher Richter der finanziellen Benachteiligung unverheirateter
Kinderw unschpaare ein Ende gesetzt hätten. Wie der Präsident der
Deutschen Gesellschaft für Reproduktionsmedizin, Prof. Dr. med. Dr.
h.c. Hans-Rudolf Tinneberg, ausführt, ist das Karlsruher Urteil jedoch
bei w eitem nicht so betrüblich, w ie es zunächst scheinen mag: „Das 
Bundesverfassungsgericht hat gesagt, dass der Gesetzgeber die
Leistungen der Krankenversicherung auf verheiratete Paare
beschränken dürfe, nicht aber, dass er sie auf verheiratete Paare
beschränken müsse. Die Verfassung gew ährt dem Gesetzgeber also
einen w eiten Ermessensspielraum. Es ist daher jetzt am Gesetzgeber,
seinen Worten endlich einmal Taten folgen zu lassen. Wenn ihm die
Förderung der Familie tatsächlich so sehr am Herzen liegt, w ie er immer
wieder beteuert, sollte er jetzt auch die finanziellen
Rahmenbedingungen dafür schaffen, die für die Gründung von Familien
erforderlich sind.“
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